
der wichtigsten deutschen 
 Handelspartner liegt Russland. 

13AUF PLATZ  D ie deutsche Wirtschaft weist insgesamt ge-
sehen nur eine relativ geringe Handelsver-
flechtung mit Russland und der Ukraine 

auf. Eine hohe Abhängigkeit gegenüber Russland 
besteht allerdings bei Energieimporten sowie be-
stimmten Metallen. Im Handel mit der Ukraine 
liegen ähnlich hohe strategische Importabhängig-
keiten wie bei Russland nicht vor. Hinzu kommt: 
Einzelne Branchen und Unternehmen sind stärker 
über Lieferketten mit Russland und der Ukraine ver-
flochten, als es sich in den Handelsdaten widerspie-
gelt. Ein Ausfall von Lieferungen könnte die Situ-
ation in den Lieferketten weiter verschärfen, die 
Industrieproduktion behindern und die Kosten und 
Erzeugerpreise in der Industrie belasten.

Die Invasion Russlands in der Ukraine hat als Re-
aktion umfangreiche Finanz-, Wirtschafts- und Han-
delssanktionen der EU und der USA ausgelöst und 
dürfte auch entsprechende Gegenreaktionen von 
russischer Seite hervorrufen. Gleichzeitig bricht die 
Ukraine als Handelspartner Deutschlands infolge 

der kriegerischen Auseinandersetzung und der da-
raus folgenden Einstellung wesentlicher Teile der 
industriellen Produktion weg. Zudem haben viele 
deutsche Unternehmen ihre wirtschaftlichen Akti-
vitäten in Russland eingestellt.

Dies führt zu der Frage, in welchen Bereichen 
eine mögliche strategische Handelsabhängigkeit 
Deutschlands von Russland und der Ukraine be-
steht. Bei Betrachtung der Handelsvolumina mit 
Russland und der Ukraine erscheint die wirtschaft-
liche Verflechtung Deutschlands mit diesen Ländern 
im EU-Vergleich nicht allzu ausgeprägt. Der Anteil 
des Handelsvolumens Deutschlands mit Russland 
ist seit der Annexion der Krim im Jahr 2014 um rund 
einen Prozentpunkt zurückgegangen und lag in 
den vergangenen Jahren bei rund zwei Prozent des 
deutschen Gesamthandels. Damit liegt Russland 
auf Platz 13 der wichtigsten deutschen Handelspart-
ner und die Ukraine mit einem Anteil von 0,3 % auf 
Platz 41 (Platz 1: VR China; Platz 2: Niederlande; 
Platz 3: USA). Eine wesentlich  höhere Bedeutung hat 
der Handel mit Russland hingegen für Finnland, die 
baltischen Staaten und die meisten mittel- und ost-
europäischen Staaten (siehe Abbildung 1).

E IN E HAN DEL S- UN D BR ANCH ENSE I T IG E BE TR ACHTUNG 
DER W IRT SCH AF T SBE Z IEHUNG EN DEUT SCH L A N DS MI T 
RUSSL A N D U N D DER U K R A IN E

LIEFERKETTEN 
UNTER DRUCK

WICHTIGE INDUSTRIEN 
DER UKRAINE STEHEN 
STILL. 

Einzelne Bran-
chen sind stärker
über Lieferketten 
mit Russland und 
der Ukraine
verflochten, als 
es die Handels-
daten zeigen.
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porte kamen zuletzt aus Russland. Auch bei (Edel-)
Metallen wie zum Beispiel Kupfer, Aluminium, 
Nickel und Eisenerzen (insgesamt 3,7 Milliarden 
Euro) und bei einzelnen chemischen Erzeugnissen 
(Ammoniak, Düngemittel) besteht bisher eine zum 
Teil recht hohe Exposition der Einfuhren aus Russ-
land an den gesamten Einfuhren nach Deutschland, 
die bei einem Lieferstopp zu kurzfristigen Versor-
gungsengpässen führen könnte.

HANDEL MIT DER UKRAINE VOR ALLEM  
BEI KFZ UND NAHRUNGSMITTELN

Der Krieg in der Ukraine wird auch die dortige 
Wirtschaft stark beeinträchtigen und Wertschöp-
fungs- und Handelsaktivitäten weitgehend zum 
Erliegen bringen. Daher ist ebenfalls eine Betrach-
tung möglicher Handelsabhängigkeiten Deutsch-
lands mit der Ukraine von Bedeutung.

Wie sich schon im insgesamt geringeren Han-
delsvolumen manifestiert, legt der Handel Deutsch-
lands mit der Ukraine im Vergleich zu Russland eine 
wesentlich geringere Risikoexposition an den Tag. 
Bei den deutschen Ausfuhren in die Ukraine sind 
die Hauptgüter Kraftwagen und Kraftwagenmoto-
ren (insgesamt 0,7 Milliarden Euro), pharmazeuti-
sche Produkte (0,3 Milliarden Euro) und Maschinen 
für die Land- und Forstwirtschaft (0,3 Milliarden 
Euro). Der Anteil der Kfz-spezifischen Ausfuhren 
in die Ukraine an allen deutschen Exporten dieser 
Gütergruppe ist mit knapp einem Prozent nur halb 
so groß wie bei Russland. 

%
des in Deutschland verbrauchten  
Erdgases kam zuletzt aus Russland. 
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Die relativ geringen absoluten Handelsvolumina 
Deutschlands mit Russland und der Ukraine ver-
decken jedoch die dahinterliegende Struktur der 
Warenein- und -ausfuhren mit diesen Ländern. Wie 
die bisherige starke Abhängigkeit Deutschlands 
von russischen Gas- und Öllieferungen zeigt, kann 
auch bei einem absolut betrachtet relativ geringen 
Handelsvolumen eine hohe strategische Handels-
abhängigkeit bei einzelnen Rohstoffen oder Vor-
leistungen bestehen, wenn der Anteil am Export 
beziehungsweise Import in der jeweiligen Güter-
gruppe mit einem bestimmten Land eine „kritische 
Schwelle“ erreicht. 

BEI DEM HANDEL AUS RUSSLAND  
DOMINIEREN ENERGIETRÄGER

Die Ausfuhren nach Russland im Jahr 2021 ent-
sprechen weitgehend dem „klassischen“ deutschen 
Export-Güterprofil, mit den größten Warengrup-
pen Kraftwagen und Kraftwagenmotoren inklusive 
Teile (rund 4,4 Milliarden Euro), Maschinen (insge-
samt rund 3,3 Milliarden Euro) sowie pharmazeuti-
sche Produkte (2,7 Milliarden Euro). Die relativ ge-

ringen Anteile der Exporte nach Russland bei die- 
sen Warengruppen lassen aber keine größeren ge-
samtwirtschaftlichen Verwerfungen erwarten, soll-
te der russische Markt bis auf Weiteres entfallen. 
Kfz-Exporte nach Russland machen zum Beispiel 
nur knapp zwei Prozent der gesamten deutschen 
Kfz-Ausfuhren aus. 

Bei den Einfuhren nach Deutschland spielt 
Russland bisher als Lieferant für Energierohstoffe 
und Metalle eine große Rolle. 55 % der Erdgasliefe-
rungen nach Deutschland und 42 % der Rohölim-

UKRAINE: DIE WERTSCHÖP-
FUNG UND DER HANDEL SIND 
STARK BEEINTRÄCHTIGT.  

Während 
Deutschland aus 
Russland vor  
allem Kohle, Öl 
und Gas bezieht, 
gilt die Ukraine 
zuerst als wichti-
ger Nahrungs-
mittellieferant. 
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andere Länder zu verlegen. Insgesamt dürften der 
Krieg und die damit zusammenhängenden Sanktio-
nen für die deutsche Automobilindustrie spürbare, 
aber in der Gesamtschau begrenzte Folgen haben. 
Abhängig von den Auswirkungen des Krieges in der 
Ukraine und den daraus folgenden Sanktionen sind 
allerdings weitere Beeinträchtigungen der globalen 
Lieferketten in der Fahrzeugproduktion nicht aus-
zuschließen, zumal deutsche Automobilhersteller 
und -zulieferer 43 Fertigungsorte in Russland und 
sechs in der Ukraine haben. Praktisch alle deutschen 
Automobilhersteller und ihre Zulieferer haben ihre 
Aktivitäten in Russland vorerst gestoppt und be-
stehende Investitionen und Kooperationen auf den 
Prüfstand gestellt. Bei Lieferungen des 

Bei den Einfuhren aus der Ukraine dominieren (wert-
mäßig) Getreide, Hülsenfrüchte und Ölsaaten, elek-
trische beziehungsweise elektronische Bauteile für 
Motoren (jeweils rund 0,5 Milliarden Euro) sowie 
Eisenerze (0,1 Milliarden Euro). Die beiden erstge-
nannten sind auch diejenigen Gütergruppen, bei 
denen mit Blick auf die Exposition auf die Einfuh-
ren aus der Ukraine die höchsten Abhängigkeiten 
vorliegen – mit knapp 8 % beziehungsweise 7 % an 
den gesamten Importen dieser Gütergruppe. 

RISIKEN IM KFZ- UND MASCHINENBAU 
NOCH NICHT ABSEHBAR

Diese auf den ersten Blick geringere „Risikoexposi-
tion“ darf jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass bei einzelnen, spezifischen Vorleistungen aus 
der Ukraine Lieferausfälle infolge der Krise für 
einzelne Unternehmen oder Branchen durchaus zu 
Problemen führen können: So ist die Ukraine bei-
spielsweise einer der wichtigsten Standorte zur Fer-
tigung von Kabelbäumen für die deutsche Automo-
bilindustrie. Aktuell wird die Fahrzeugproduktion 
infolge fehlender Zulieferteile vor allem aus der 
Ukraine gebremst, was mittelbare Rückwirkungen 
auch auf andere, vom Konflikt nicht direkt betrof-
fene Zulieferer hat. Infolge der kriegsbedingten 
Produktionsausfälle hat die Automobil- ebenso wie 
die Batterieindustrie begonnen, die Produktion in 

VIELE KABELBÄUME 
FÜR DIE DEUTSCHE 
AUTOMOBIL- 
INDUSTRIE KOMMEN  
AUS DER UKRAINE.

Die auf den ersten 
Blick geringere 
„Risikoexposition“ 
täuscht über 
 große Probleme 
einzelner Bran-
chen durch Liefer-
ausfälle hinweg. 

IN KÜRZE

ANTEILE DES HANDELS MIT RUSSLAND UND DER UKRAINE
in % des gesamten Handels

Quellen: COMEXT Datenbank (2021); Statistisches Bundesamt (StBA)
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deutschen Maschinenbaus nach Russland hatten 
Landtechnik (10,3 %) und Fördertechnik (8,5 %) so-
wie Baumaschinen und Baustoffanlagen (6,7 %) den 
größten Anteil. In die Ukraine wurden aus Deutsch-
land vor allem Landtechnik (33,9 %), gefolgt von 
Baumaschinen und Baustoffanlagen (8,8 %) sowie 
Antriebstechnik (8,1 %) geliefert. Unternehmen der 
Branche bewerteten die aus dem Ukraine-Krieg 
resultierenden Risiken in einer Anfang März durch-
geführten Umfrage zu 85 % als „gravierend“ oder 
„merklich“. Im Fokus stehen dabei insbesondere 
indirekte Auswirkungen durch eine weitere Ener-
gieverteuerung, die allgemeine Verunsicherung von 
Kunden und die Rubel-Abwertung.  

ENERGIEINTENSIVE BRANCHEN  
MIT HÖHEREM RISIKO

Wirtschaftlich könnte die Lage vor allem für ener-
gieintensive Branchen problematisch werden, sollte 
es zu Versorgungsengpässen mit Erdgas kommen. 
Die Verflechtungen der chemischen Industrien in 
Deutschland und Russland sind vielfältig, sowohl 
was die Handelsbeziehungen betrifft als auch bei 
der Roh- und Grundstoffversorgung, sodass die 
Handelsbeschränkungen Auswirkungen auf viele 
deutsche Chemieunternehmen haben. Für die che-
mische Industrie ist Erdgas mit über 140 Terawatt-
stunden im Jahr nicht nur der wichtigste Energie-

träger, sondern auch essenzieller Rohstoff: Rund 
ein Viertel (27 %) ihres jährlichen Erdgasverbrauchs 
geht als Rohstoff in die Produktionsanlagen. Das 
entspricht rund 2,8 Millionen Tonnen oder 14 % al-
ler Rohstoffe, die die Branche für die organische 
Produktion einsetzt. Substitutionsmöglichkeiten 
von Gas, sowohl bezüglich des energetischen Ein-
satzes als Prozesswärme wie auch als produktions-
relevanten Rohstoff, sind kurz- bis mittelfristig nicht 
oder zumindest nur sehr beschränkt möglich.

Im Bereich der Grundchemikalien ist Russland 
bei einigen Produkten ebenfalls ein wichtiger Lie-
ferant für den deutschen Markt. Die Branche im-
portierte 2021, laut Verband der Chemischen Indus-
trie, Chemikalien im Wert von etwa 1,15 Milliarden 
Euro aus Russland, was einem Anteil von unter ei-
nem Prozent der Gesamtimporte entspricht. Ge-
liefert werden vor allem spezifische Produkte wie 
Ammoniak, Düngemittel und synthetische Kaut-
schuke. Für diese Produkte ist die Bedeutung der 
russischen Lieferungen für den deutschen Markt 
deutlich größer.

Die ebenfalls sehr energieintensive Stahlin-
dustrie nahm EU-weit bisher mit 30 % einen großen 
Teil der Exporte Russlands ab (davon Deutschland 
2 %). 2021 stiegen die Stahlimporte aus Russland in 
die EU deutlich auf 9,1 Millionen Tonnen. Seit 2017 
betrug der Anstieg rund 23 %. Die Importe Deutsch-
lands aus Russland haben sich im Jahr 2021 im Vor-
jahresvergleich mit 0,9 Millionen Tonnen fast ver-
dreifacht, bleiben jedoch auf niedrigem Niveau: 
Insgesamt machten Importe aus Russland bisher 
zwar 20 % der Gesamtstahlimporte der EU aus, für 
Deutschland aber nur 4 %, Importe aus der Ukraine 
und Weißrussland nach Deutschland jeweils 1 %. 

Die hohe Abhän-
gigkeit von  
Energie- und 
Rohstofflieferun-
gen aus Russland 
wird schrittweise 
reduziert.

IN KÜRZE

B E I S PI E L S W E I S E  F Ü R 
DI E  C H E M I S C H E  I N D U S -
T R I E  I S T E R D G A S  E I N 
 E S S E N Z I E L L E R  R O H S TO F F. 
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Nach Brancheneinschätzungen ist die Stahlversor-
gung des EU-Marktes nicht akut gefährdet. Im Fo-
kus stehen für die Stahlindustrie vor allem mög-
liche Sanktionsauswirkungen im Rohstoffbereich 
und in der Energieversorgung.

So liefert Russland etwa drei Viertel der in 
den deutschen Industriehochöfen eingesetzten Ein-
blaskohle und ist einer der führenden Produzenten 
von Legierungsrohstoffen wie Nickel. Die deutsche 
Nichteisen-Metallindustrie bezieht einen erheb-
lichen Anteil von NE-Metallen aus Russland, ins-
besondere Nickel (fast 48 % des deutschen und 22 
bis 30 % des EU-Bedarfs 2021 wird durch Russland 

gedeckt), Aluminium (2021 kamen 9,4 % der deut-
schen und 15 % der EU-Gesamtimporte aus Russ-
land) sowie Kupfer (in Rohform 23 % der deutschen 
und 27 % der EU-Importe 2021 aus Russland). Neben 
Nickel, Aluminium und Kupfer importiert die EU 
unter anderen auch Chrom und Zirkon. Inwiefern 
eine kurzfristige Substitution dieser Importe aus an-
deren Staaten möglich ist, lässt sich derzeit noch 
nicht eindeutig beantworten.

Im Bereich der Silizium-Halbleiterindustrie 
gibt es Hinweise, dass einige Gase aus Russland 
(zumeist Ätzgase für die Halbleiterproduktion) be-
ziehungsweise der Ukraine (insbesondere Neon in 
höchst reiner Form decken 50 % des Marktes) feh-
len. Es wird einige Zeit dauern, bis andere Liefe-
ranten diese Lücke ausfüllen können.

LIEFERKETTEN NEU  
ZU KNÜPFEN BRAUCHT 
OFT ZEIT. 

der in deutschen Industriehochöfen einge-
setzten Einblaskohle kommen aus Russland. 

3/4ETWA

Die Rahmenbedingungen für Unternehmen haben sich in der 
Ukraine seit dem 24. Februar 2022 radikal geändert: Mitarbeitende 
melden sich freiwillig zum Kriegsdienst, in den Familien gibt es 
zivile Kriegsopfer, viele verlieren ihr Hab und Gut und flüchten in 
den Westen. Die Nachfrage nach bestimmten Produkten verschwin-
det über Nacht, Lieferketten brechen ab, Lagerhäuser werden von 
russischen Bomben oder Raketen in Schutt und Asche gelegt, 
obwohl die Waren dort keinerlei militärische Bedeutung haben. 

Gleichzeitig ist die Motivation der ukrainischen Mitarbeitenden 
bewundernswert. Trotz der schlimmen Situation arbeiten viele 
unglaublich konstruktiv zusammen und wollen in diesen schwie-
rigen Zeiten ihren Anteil beitragen.

Die Neuorganisation der Arbeitsprozesse während der Corona-
Pandemie hat vielen Teams in der Ukraine gezeigt, dass ein  
Unternehmen auch dann sehr produktiv arbeiten kann, wenn 
die Belegschaft an den unterschiedlichsten Orten verstreut ist 
und sich nur in virtuellen Räumen treffen kann. Das gilt insbe-
sondere für den Dienstleistungsbereich.

Doch auch produzierende Unternehmen suchen und finden 
Lösungen, was nicht immer einen Umzug an einen anderen 
Standort zur Folge haben muss. Dabei ist die Hilfsbereitschaft 
der Unternehmen untereinander beeindruckend. Im Westen  
der Ukraine finden nicht nur Millionen Binnenflüchtlinge Unter-
schlupf, auch Unternehmen aus vom Krieg betroffenen Landes-
teilen ziehen mit Anlagen und Maschinen an neue Standorte  
zu befreundeten Unternehmen.

So eigenartig es klingen mag: In vielen Teilen der Ukraine  
arbeiten die Unternehmen weiter, solange es die Sicherheits-  
und Versorgungslage irgendwie zulässt.

WIRTSCHAFTEN 
IN KRIEGSZEITEN

ALEXANDER MARKUS
Vorstandsvorsitzender der 
AHK Ukraine

WORTMELDUNG

WIE SICH UNTERNEHMEN IN DER 
UKRAINE ZU HELFEN WISSEN
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Für die deutsche Glasindustrie ist Russland zwar 
weder als Lieferant noch als Absatzmarkt von Be-
deutung. Allerdings ist die Produktion in der Glas-
industrie aktuell bis zu 74 % von Erdgas abhängig. 
Bisher ist es nicht möglich, für die energieintensi-
ve Glasschmelze Strom in großem Umfang zu nut-
zen, da die technische Machbarkeit großer direkt-
elektrischer Glasschmelzen nicht vorhanden ist.

Obwohl Russland, Weißrussland und die Uk-
raine zu den größten globalen Exporteuren von Holz 
gehören, sind für die Holz- und Möbelindustrie Di-
rektimporte von Rundholz aus diesen Ländern eher 
von untergeordneter Bedeutung. Allerdings muss 
kurz- und mittelfristig von einer Einschränkung des 
weltweiten Holzangebots und von weiteren Preis-
steigerungen ausgegangen werden. Ausfälle von 
Holzlieferungen aus diesen Ländern könnte die 
Produktion von Möbelteilen in osteuropäischen 
Nachbarländern wie Polen und Ungarn ebenso wie 
die Produktion von Sperrholzplatten und Parkett-
böden und von Massivholzplatten in baltischen 
Staaten einschränken. Zudem zeichnet sich für die 
Holzwerkstoffindustrie ein Engpass unter anderem 
bei den zur Verarbeitung des Holzes benötigten 
Leimen ab. Vorprodukte wie Melamin werden aus 
Erdgas hergestellt, das derzeit nicht substituiert 
werden kann. Produktionsengpässe können Aus-
wirkungen auf die Bau-, Möbel- und Verpackungs-
industrie haben.

Nicht zuletzt ist die deutsche Luftfahrtindustrie er-
heblich von dem Krieg in der Ukraine und den da-
mit zusammenhängenden Sanktionen betroffen, 
sowohl was die Produktion einzelner Zulieferer als 
auch die Flugzeuginstandhaltung in Russland an-
geht. Airbus und Boeing haben ihre Lieferungen an 
russische Fluggesellschaften gestoppt. Derzeit lie-
gen bei diesen Unternehmen 62 offene Flugzeugbe-
stellungen russischer Fluggesellschaften vor. Auch 
sämtliche Serviceleistungen für den Betrieb und die 
Wartung von Flugzeugen wurden im Zuge der EU-
Sanktionen gegen Russland eingestellt, wovon sei-
tens der Lufthansa etwa ein Dutzend größerer Flug-
gesellschaften in Russland betroffen sind - vor allem 
mit Blick auf Komponenten und Triebwerke für 
etwa 400 Flugzeuge. Die russischen Airlines erhalten 
damit keine Ersatzteile mehr und werden auch 
technisch nicht mehr unterstützt. Ein Risiko für die 
deutsche Luftfahrtindustrie besteht in der Verfüg-
barkeit von Titan, das zur Produktion von Trieb- und 
Fahrwerken benötigt wird und zu über 60 % aus 
Russland stammt. Die meisten Unternehmen haben 
zwar Reserven für die kommenden Monate gebil-
det; doch je länger der Ukraine-Krieg und die Sank-
tionen anhalten, desto höher ist die Gefahr, dass das 
Metall für die Produktion fehlt und es zu Produk-
tionsverzögerungen kommt.

Auch in der Lebensmittelindustrie sind die 
Auswirkungen des Ukraine-Krieges bereits zu spü-
ren: Die Ukraine und Russland gehören zu den wich-
tigsten Getreideproduzenten der Welt. Bei Weizen 
machen beide Länder etwa ein Drittel der globalen 
Exporte aus, allein die Ukraine lieferte zuletzt 14 % 
der am Weltmarkt gehandelten Getreidemengen an 
Weizen, Gerste und Mais. Aber auch als Lieferant 
von Raps- und Sonnenblumenöl hat das Land eine 
große Bedeutung. Durch den Krieg drohen erheb-

liche Getreideexporte aus beiden Ländern wegzu-
brechen. Die Preise für Weizen und andere Lebens-
mittel haben vor diesem Hintergrund zwischen- 
zeitlich bereits deutlich angezogen. Aktuell sind 
Lieferengpässe zudem bei Pflanzenölen, Alaska-
Seelachs, Senfsaaten, Eiweißfuttermitteln und Ver-
packungsmaterialien zu verzeichnen. Zudem ist 
eine weitere Verknappung und Verteuerung von 
Agrarprodukten nicht auszuschließen, da Russland 
und Weißrussland bedeutende Düngemittel-Ex-

Viele Branchen 
spüren den 
Ukraine -Krieg 
durch Liefer- 
engpässe und 
 steigende 
 Energiepreise. 

IN KÜRZE

DIE LIEFERPROBLEME  
BEI LEBENSMITTELN  
NEHMEN ZU.
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fortlaufend vor dem Hintergrund der aktuellen Ent-
wicklungen geprüft. 

Die Bundesregierung sieht in der Abhängigkeit 
von russischen Energielieferungen zudem einen 
weiteren Ansporn zur Abkehr von Öl, Kohle und Gas 
als Energieträger und für einen Umstieg auf erneu-
erbare Energien. Neben ihrem beschleunigten Aus-
bau sollen, um für den Übergang die Energiever-
sorgung zu gewährleisten, Gas- und Kohlereserven 
ausgebaut werden. Der Kohleausstieg bis 2030 steht 

dennoch nicht in Frage. Zur Diversifizierung der 
Energieabhängigkeit ist das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Klimaschutz parallel dabei, wei-
tere Energiepartnerschaften im Ausland abzuschlie-
ßen, die Möglichkeiten für den Bezug und die Nut-
zung von Flüssigerdgas (LNG) auszubauen und den 
Hochlauf von Wasserstoff als Energieträger zu be-
schleunigen. Ziel ist es, den Anteil russischen Gases 
am Gasverbrauch in Deutschland bis Ende des Jah-
res auf etwa 30 % zu senken, und bis zum Sommer 
2024 weitgehend unabhängig davon zu werden. 
Erreicht werden soll das durch mehr Energieeffizi-
enz, Energieeinsparungen, Elektrifizierung und eine 
Diversifizierung bei den Gaslieferanten.

porteure sind, auf die zusammen rund 30 % der 
weltweiten Kalium-Düngerexporte entfallen. In-
folge knapperer und teurerer Düngemittel, ein-
geschränkter Verkehrsrouten und der Schließung 
wichtiger Häfen könnten die Lebensmittelpreise bis 
auf Weiteres auf einem hohen Niveau verbleiben. 
Die Sicherung der Rohstoffverfügbarkeit für die Le-
bensmittelproduktion ist allerdings gewährleistet.

WIRTSCHAFTSPOLITISCHE MASSNAHMEN 
ZUR UNTERSTÜTZUNG

Die Bundesregierung beobachtet die wirtschaftli-
chen und gesellschaftlichen Folgen des Krieges in 
der Ukraine sehr genau und hat bereits Maßnah-
men ergriffen, um insbesondere die Auswirkungen 
des Energiepreisanstiegs für private Haushalte und 
Unternehmen abzufedern. Im Entlastungspaket 
vom 23. März wurden, neben Beschlüssen für eine 
schnelle Unabhängigkeit von russischen Energie-
lieferungen, mehr Effizienz beim Heizen sowie fi-
nanzielle Hilfen für betroffene Unternehmen vor 
allem auch weitere Entlastungen der Bürgerinnen 
und Bürger in Höhe von insgesamt 14 bis 16 Mil-
liarden Euro verabschiedet. Die darin enthaltenen 
Maßnahmen umfassen unter anderem eine Absen-
kung von Energiesteuern, finanzielle Zuschüsse für 
Erwerbstätige und Familien sowie Einmalzahlun-
gen an besonders betroffene Haushalte. Bereits im 
Februar hatte die Koalition Maßnahmen wie einen 
Heizkostenzuschuss, eine höhere Fernpendlerpau-
schale und die vorgezogene Abschaffung der EEG-
Umlage beschlossen. 

Für Unternehmen, die von den Folgen des Uk-
raine-Kriegs und den hohen Energiepreisen be-
sonders betroffen sind, hat die Bundesregierung am 
8. April ein „Schutzschild“ vorgestellt: Neben einem 
temporären und eng gefassten Kostenzuschusspro-
gramm zur Dämpfung des Energiepreisanstiegs in 
Höhe von voraussichtlich fünf Milliarden Euro um-
fasst das Paket ein KfW-Kreditprogramm mit ei-
nem Volumen von bis zu sieben Milliarden Euro, um 
kurzfristig Liquidität sicherzustellen. Darüber hin-
aus beabsichtigt die Bundesregierung, Unterneh-
men vom Bund garantierte Kreditlinien der KfW 
mit einem Volumen von insgesamt bis zu 100 Mil-
liarden Euro zu gewähren. Als Option zur Stabili-
sierung von besonders relevanten Unternehmen 
prüft die Bundesregierung außerdem den gezielten 
Einsatz von Eigen- und Hybridkapitalhilfen. Soweit 
einzelne Unternehmen betroffen sind, lässt sich 
dies zunächst technisch über Zuweisungsgeschäf-
te der KfW abbilden. Weitere Maßnahmen werden 

Die Bundes-
regierung will die 
Auswirkungen 
des Energiepreis-
anstiegs für  
private Haushalte 
und Unterneh-
men abfedern.
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A B  M I T T E  2024 S O L L 
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%
der am Weltmarkt gehandelten  
Mengen an Weizen, Gerste und Mais 
kamen zuletzt aus der Ukraine. 
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